
  

Sitzung des Hauptausschusse der Wallfahrtsstadt Werl 
Nr. 06/2016 am 17.11.2016 

 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
Tagesordnung: 
 
TOP Vorlage Tagesordnungspunkt 
 Nr.     Nr.  
 1  Feststellung der fristgerechten und ordnungsgemäßen Einladung 

sowie der Beschlussfähigkeit; Hinweis auf das Mitwirkungsverbot 
gem. § 31 GO NRW 

 
 2  Einwohnerfragestunde 
 
 3 557 Beratung Haushaltsplanentwurf 2017 
 
 4 523 Umsatzsteuer 2017 ff. 
 
 5 558 Bewerbung Südwestfalens um die Regionalen 2022 bzw. 2025 
 
 6 559 Änderung der Gesellschaftsverträge der RLG, RLG-VD und WVG 
 
 7  Mitteilungen 
 
 8  Anfragen 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 
Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 
 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  557 
 

TOP                   
 

 

      
 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 
      

17.11.2016 

29.11.2016 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 03.11.2016 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. Finanzen  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 20 - St      

 

Titel: Beratung Haushaltplanentwurf 2017 
 
Sachdarstellung: 
 
Die Einbringung des Haushaltsplanentwurfs 2017 einschließlich des Haushalts-
sanierungsplans erfolgte in der Ratssitzung am 06.10.2016. 
 
Der Rat hat den Haushaltsplanentwurf zur Beratung an den Hauptausschuss ver-
wiesen. Neben den nachstehend aufgeführten Produktbereichen sind die entspre-
chenden Maßnahmen des Haushaltssanierungsplanes zu beraten. 
 
Produktbereiche (PB)     Seiten 
PB 01 „Innere Verwaltung“   154 – 219 
PB 02 „Sicherheit und Ordnung“  220 – 242 
PB 04 „Kultur und Wissenschaft“  298 – 300 
PB 05 „Soziale Leistungen“   324 – 326 
PB 07 „Gesundheitsdienste“   354 – 359 
PB 09 „Räumliche Planung und   
    Entwicklung, Geoinformation“  382 – 385 
PB11 „ Ver- und Entsorgung“   401 – 403 
PB 12 „Verkehrsflächen und – anlagen, 
   ÖPNV“     433 – 439 
PB 15 „Wirtschaft und Tourismus“  479 – 492 
PB 16 „Allgemeine Finanzwirtschaft“  493 – 502 
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Der Haushaltssanierungsplan ist auf den Seiten 503 - 576 des Haushaltsplanent-
wurfs 2017 dargestellt.  
 
Die Übersicht „Investive Maßnahmen des Jahres 2017“ ist den Seiten 577 – 588 des 
Haushaltsplanentwurfs 2017 zu entnehmen.  
 
Die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 2017 soll in der Ratssitzung am 
29.11.2016 erfolgen.  
 
Wie im Vorjahr ist vorgesehen, Änderungswünsche der jeweiligen Fachausschüsse 
dem Hauptausschuss zuzuleiten, der aus seiner Funktion heraus daraus Empfehlun-
gen für eine Beschlussfassung im Rat aussprechen sollte.  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

 
Es wird beschlossen, die Haushaltsansätze des Haushaltsplanentwurfs 2017 ein-
schließlich des Haushaltssanierungsplanes – soweit sie die Zuständigkeit des 
Hauptausschusses betreffen – dem Rat zur Beschlussfassung vorzuschlagen. 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 
Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 
 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  523 
 

TOP                   
 

 

      
 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 
      

17.11.2016 

29.11.2016 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 04.11.2016 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. Finanzen  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 20 - St      

 

Titel: Umsatzsteuer 2017 ff. 
 
Sachdarstellung: 
 
Die Umsatzsteuerplicht der juristischen Personen des öffentlichen Rechts (jPdöR) 
beschränkte sich nach dem bis zum 31.12.2015 geltenden Recht auf ihre Betriebe 
gewerblicher Art und auf ihre land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (§ 2 Abs. 3 
Umsatzsteuergesetz). 
 
Mit Einführung des neuen § 2 b Umsatzsteuergesetz (UStG) erfolgte zum 
01.01.2016 ein Paradigmenwechsel in der Umsatzbesteuerung der öffentlichen 
Hand. Diese grundlegende Reformierung war aufgrund europarechtlicher Vorgaben 
zwingend erforderlich und wurde im Steueränderungsgesetz 2015 kodifiziert. Ziel 
der Gesetzgebung war auch die interkommunale Zusammenarbeit weiterhin zu 
ermöglichen. 
 
Ab dem 01.01.2017 wird jede Tätigkeit der jPdöR auf privatrechtlicher Grundlage 
als unternehmerisch und somit als wirtschaftliche Tätigkeit eingestuft. 
Die Tätigkeiten auf öffentlich-rechtlicher Grundlage, die der jPdöR im Rahmen der 
öffentlichen Gewalt obliegen, werden grundsätzlich als hoheitliche Tätigkeit be-
trachtet und ermöglichen die Inanspruchnahme der Privilegien des § 2 b UStG. 
Sofern in diesem Zusammenhang jedoch Wettbewerbsverzerrungen auftreten und 
der Umsatz 17.500 Euro überschreitet, tritt auch hier Umsatzsteuerpflicht ein. Die 
Freigrenze gilt für sämtliche hoheitliche Tätigkeiten einer jPdöR. 
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Die dargestellte gesetzliche Neuregelung der Unternehmereigenschaft der jPdöR 
führt zu erheblichem Verwaltungs- und Umstellungsaufwand. 
Um einen geordneten Wechsel in das neue Besteuerungssystem zu ermöglichen 
und z. B. Verträge mit Blick auf die neue Rechtslage anzupassen, hat der Gesetzge-
ber in § 27 Abs. 22 UStG eine langfristige Übergangsregelung geschaffen. 
Die jPdöR kann dem Finanzamt gegenüber einmalig erklären, dass sie § 2 Abs. 3 
UStG in der am 31.12.2015 geltenden Fassung für sämtliche nach dem 31.12.2016 
und vor dem 01.01.2021 ausgeführte Leistungen weiterhin anwendet. 
Die Erklärung ist bis zum 31.12.2016 abzugeben und kann widerrufen werden. 
 
Gegenwärtig sind für das Jahr 2017 ff. keine Vorhaben erkennbar, die die vorzeitige 
Anwendung des neuen Rechts vorteilhaft erscheinen lassen würden. 
 
Weiterhin bestehen erhebliche Auslegungsschwierigkeiten hinsichtlich unbestimmter 
Rechtsbegriffe (wie z. B. Wettbewerbsverzerrung). Hier soll ein noch ausstehendes, 
ursprünglich für das IV. Quartal 2016 angekündigte BMF-Schreiben Klarheit schaf-
fen. 
 
Unter Berücksichtigung der Möglichkeit des Widerrufs ist es zu empfehlen, die 
Optionsmöglichkeit des § 27 Abs. 22 UStG in Anspruch zu nehmen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Es wird beschlossen, von der Inanspruchnahme der Optionsmöglichkeit des § 27 
Abs. 22 Umsatzsteuergesetz Gebrauch zu machen und § 2 Abs. 3 Umsatzsteuerge-
setz in der am 31.12.2015 geltenden Fassung für sämtliche nach dem 31.12.2016 
und vor dem 01.01.2021 ausgeführte Leistungen weiterhin anzuwenden. 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  558 
 

TOP                   

 

 

      

 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 

      

17.11.2016 

29.11.2016 

 

Personalrat ist zu beteiligen 

 ja     nein 

Zustimmung 

 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 

Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 

                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 07.11.2016 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 10-Kln.       

 

Titel:  Bewerbung Südwestfalens um die REGIONALE 2022 bzw. 2025  
           - Beschlussfassung zur "Regionalen Strategie" - 

 
 

Sachdarstellung: 
 

1. Die erneute Ausschreibung der REGIONALEN 
 
Das NRW-Städtebauministerium hat Ende Juni 2016 den Beschluss des Landeskabinetts 
verkündet, die REGIONALE bis 2025 fortzuführen. Regionen in Nordrhein-Westfalen haben 
bis zum 9. Dezember 2016 die Möglichkeit, sich um die Durchführung einer REGIONALE 
2022 oder 2025 zu bewerben, bei der sich eine Region mit ihren Stärken und Qualitäten, vor 
allem aber auch mit ihren Herausforderungen auseinandersetzt. Ziel ist es, weitere Entwick-
lungspotenziale sowie Lösungen für die Probleme der Zukunft zu finden und zu präsentieren.  
 
Anders als bei der Ausschreibung der REGIONALEN 2013 und 2016 findet im aktuellen 
Wettbewerb kein zweistufiges Bewerbungsverfahren statt. Folgende Taktung ist vorgesehen:  

 Einreichung der Bewerbungen beim MBWSV (bis 09.12.2016) 
 Sichtung der Bewerbung - Vor-Ort-Bereisung durch Fachjury (Frühjahr 2017) 
 Votum Fachjury, Entscheidung Landeskabinett, Verkündigung Sieger (April 2017) 

 
In den Ausschreibungsunterlagen heißt es:  
 
"Künftige kommunale Herausforderungen (Urbanisierung, Dynamisierung der räumlichen 
Entwicklung, Siedlungsentwicklung, Nachhaltigkeit) erfordern vermehrte Kooperationsan-
strengungen im interkommunalen und interregionalen Verbund. Projekte, Initiativen und Er-
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eignisse einer REGIONALEN sollen sich daher auf ausgewählte Handlungsfelder konzentrie-
ren, mit denen auf diese veränderten Herausforderungen reagiert werden kann.  
 
Folgende Handlungsfelder bieten sich lt. Ausschreibungstext an: 

- Integration, Demografie, Daseinsvorsorge und Nachhaltigkeit 
- Urbanität, ländlicher Raum, Siedlungsentwicklung, städtische Infrastrukturen,  Woh-

nen und Umweltgerechtigkeit 
- grüne Infrastrukturen und Naturschutz (u.a. Umsetzung Biodiversitätsstrategie) 
- Wettbewerbsfähigkeit und Innovation, Arbeitsplätze 
- Bildung, Wissen und Kultur 
- Digitalisierung  
- Klimaschutz  und Klimafolgenanpassung 
 
Ein Schwerpunkt wird bei den Infrastrukturthemen gesehen. Es wird empfohlen, die Pro-
jekte und Konzepte fachübergreifend zu entwickeln und die Möglichkeit der Bündelung 
von Fördermitteln mitzudenken. 

 
 
 
 
Regionale Entwicklungsstrategien sollen als "Regionale Strategie" die Grundlage einer RE-
GIONALE-Bewerbung bilden. Die Regionen benennen darin Potenziale, Ziele und Hand-
lungsfelder ihrer Kooperation, illustrieren ihre Vorgehensweise anhand erster, beispielhafter 
Projektideen und umreißen die organisatorischen, finanziellen und kommunikativen Eck-
punkte der geplanten REGIONALE." 
 
Entsprechend der Ausschreibungsunterlagen sind die Inhalte der Regionalen Strategie durch 
die Kreistage und die Räte der Städte und Gemeinden nach Erörterung zu beschließen. 
 
 
2. Hintergrundinfos zu den REGIONALEN 
 
a) Was ist die Zielsetzung? 
 
„Als regionales Strukturprogramm umfasst REGIONALE alle Gesellschaftsbereiche, die in 
der einen oder anderen Form einen Beitrag zum regionalen Strukturwandel leisten können.“ 
So einfach beschreibt das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr in 
„Die REGIONALEN in Nordrhein-Westfalen. Impulse für den Strukturwandel“ das Programm 
des Landes. Dabei versteht sich die REGIONALE als ein „Instrument der Strukturpolitik mit 
dem Anspruch, tatsächlich ganzheitliche Raum- und Strukturentwicklung zu betreiben“, so 
das Ministerium weiter. 
 
Bei der REGIONALE handelt es sich um eine gemeinsame, ressortübergreifende Initiative 
der Landesregierung NRW. Gegenstand der REGIONALE ist die gemeinschaftliche Formu-
lierung und Umsetzung eines regionalen Strukturprogramms, das mit Projekten, Ereignissen 
und Initiativen zur Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit und zur Schärfung des re-
gionalen Profils beiträgt. Zu diesem Zweck sollen die Kreise, Städte und Gemeinden öffentli-
che und private Mittel konzentriert, zielgenau und regional abgestimmt einsetzen.  
 
Erhält eine Region den Zuschlag für eine REGIONALE, werden die vorgeschlagenen Maß-
nahmen aus vorhandenen Finanzierungsinstrumenten der Landesregierung prioritär geför-
dert. Es wird aber keine zusätzliche Förderung zur Umsetzung der Projekte bereitgestellt. Im 
sogenannte "Präsentationsjahr" (2022 oder 2025) werden die geförderten Projekte medien-
wirksam der Öffentlichkeit vorgestellt. 
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b) Was soll mit einer REGIONALE erreicht werden? 
 
Das Instrument REGIONALE verfolgt das Ziel, 
 
 regionsspezifische Potenziale zu qualifizieren, zu vernetzen und zu vermarkten, 
 mit innovativen Projekten Impulse für den ökonomischen Strukturwandel zu setzen, 
 bürgerschaftliches und unternehmerisches Engagement für die Region zu stärken und 
 neue Formen einer zukunftsorientierten, regionalen Zusammenarbeit zu erproben. 
 
REGIONALE bietet die Chance, außergewöhnliche Projektideen umzusetzen und die Innen- 
und Außenwahrnehmung einer Region zu verbessern. Als regionales Strukturprogramm leis-
tet sie einen wichtigen Beitrag zur Gestaltung des ökonomischen Strukturwandels und zur 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. 
 
 
c) Wo war schon einmal REGIONALE? 
 
Die REGIONALE wurde aufbauend auf den Erfahrungen der Internationalen Bauausstellung 
Emscher Park in den 1990er Jahren vom Land Nordrhein-Westfalen ins Leben gerufen und 
seit dem Jahr 2000 bislang alle zwei, nunmehr alle drei Jahre - mit Ausnahme 2019 - in je-
weils einer der Regionen des Landes NRW durchgeführt. 
 

 
 
 
 

3. Rückblick: Die Südwestfalen-REGIONALE 2013 
 
Südwestfalen hat die Chancen der REGIONALE 2013 genutzt, um strukturrelevante Projekte 
zu realisieren und sich als Region zu finden. Bemerkenswert dabei: Schon in der damaligen 
Bewerbungsphase konnte das starke und glaubwürdige Zusammenspiel von Politik und 
Wirtschaft punkten. Die Präsentation vor der Fach-Jury erfolgte bei der Firma HJS Schulte in 
Menden.   
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Die Handlungsfelder der damaligen Bewerbung waren 
 Innovationsregion 
 Generationenregion 
 Naturerholungsregion 

 
Erst nach Zuschlag wurden diese Handlungsfelder in die Projektfamilien überführt. Sie wur-
den zur Grundlage für die Ideenfindung und Projektentwicklung in den Bereichen Wirt-
schaftWissen, StadtMensch, LandLeben und NeuLand. 
 
Über ganz Südwestfalen verteilt konnten 42 Projekte den Weg der Qualifizierung von der 
Ideenfindung bis zur Realisierung erreichen. Insgesamt flossen Fördermittel von Land, Bund 
und EU in Höhe von 153 Mio. EUR in die Projekte. Sie stehen für ein Investitionsvolumen 
von 300 Mio. EUR.  
 

 
 
 

4. Warum wir uns erneut bewerben 
 
Gesellschafterversammlung und Aufsichtsrat der Südwestfalen Agentur GmbH haben sich 
am 12.09.2016 einstimmig für eine Bewerbung Südwestfalens ausgesprochen. Sie haben 
die Geschäftsführung mit der Umsetzung beauftragt. Bis zum 9. Dezember muss die Bewer-
bung beim NRW-Städtebauministerium vorliegen.   
 
Die Bewerbung Südwestfalens erfolgt vor dem Hintergrund der Herausforderungen, vor de-
nen die Region weiterhin steht und die sich insbesondere an ihrer Attraktivität für die jüngere 
Generation und den ohnehin bevorstehenden demografischen Veränderungen festmacht. 
Die Rahmendaten, der fortschreitende demografische Wandel und zunehmende Einfluss 
einer digitalisierten Gesellschaft und Wirtschaft machen einen echten Qualitätssprung not-
wendig, um als wirtschaftlich starke Region auch attraktiver Lebensraum gerade für die jun-
gen Menschen zu sein. Dieser Qualitätssprung soll mit Hilfe einer REGIONALE gelingen. 
 
 
5. Womit bewirbt sich Südwestfalen? 
 
a) Potenziale Südwestfalens 
 
In seiner Bewerbung kann Südwestfalen auf die "Regionswerdung" im Prozess der REGIO-
NALE 2013 aufsetzen. Mit ihr kam die Region auf die Landkarte, es wurden Themen geklärt, 
Impulse erarbeitet und die Kooperation entwickelt. Südwestfalen kann auf seine Stärken als 
Wirtschaftsregion international agierender, mittelständischer Familienunternehmen und der 
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Hochschullandschaft ebenso aufbauen wie auf seine naturräumlichen Potenziale und das 
ausgeprägte ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement. 
 
Bei der Ausrichtung der Bewerbung kann die Region auch den intensiven Prozess zur For-
mulierung einer Zukunftsvision nutzen, der im Frühjahr 2016 über die Südwestfalen Agentur 
GmbH begonnen wurde. Allein beim Südwestfalen Forum Ende August in Meinerzhagen 
diskutierten 230 Akteure aus unterschiedlichsten Bereichen darüber, wo Schwerpunkte der 
regionalen Entwicklung liegen sollen. Die bisher erarbeiteten Inhalte und der Entwicklungs-
prozess der Vision "Südwestfalen 2030" sind eine hervorragende Grundlage, die gemeinsa-
men Hauptziele aufzugreifen:   
 
 Südwestfalen ist bundesweit bekannt für kooperatives Miteinander bei der Zukunftsgestaltung 
 Südwestfalen ist die stärkste Region des industriellen Mittelstandes in Deutschland 
 Südwestfalen ist der Inbegriff für gutes Leben, Arbeiten und Erholen  

 
Dies bietet die Chance, weitere Zielsetzungen, wie z.B. Attraktivität für Junge Menschen, mit 
den in der REGIONALE-Ausschreibung aufgezeigten Handlungsfeldern (s.o.) zu verbinden. 
Damit entsteht eine Handlungsgrundlage, die als Agenda für die Weiterentwicklung der Re-
gion genutzt werden kann - auch unabhängig vom Zuschlag für eine weitere REGIONALE.  
 
 
b) Strategie und Zielsetzung 
 
Bei einer nächsten REGIONALE soll der Fokus auf eine ganz besondere Herausforderung 
und Chance gelegt werden. Die Integration von Aspekten der Digitalisierung wird enorme 
Relevanz für die Zukunftsfähigkeit von Regionen haben - sei es als Industriestandort (Indust-
rie 4.0), als attraktiver Raum für die jungen Menschen oder als Strukturvoraussetzung für 
Daseinsvorsorge in Dörfern, z.B. im Gesundheitsbereich. 
 
Südwestfalen will aufzeigen, wie sich eine ländlich geprägte und zugleich sehr wirtschafts-
starke Region unter Nutzung der Digitalisierung in vielen Lebensbereichen für die nächste 
Generation zukunftsfähig aufstellen kann. Dabei soll deutlich werden, dass digitale Möglich-
keiten gestaltbar sind - und zwar immer mit den Menschen und zum Nutzen der Menschen in 
der Region.  
 
Eine ganz besondere Chance besteht darin, dass  
 

 alle Hochschulen in Südwestfalen ihre Unterstützung bei der Bewerbung und der 
Umsetzung einer REGIONALE im Schwerpunkt Digitalisierung erklärt haben. Dies gilt 
insbesondere für Prof. Dr. Dr. Björn Niehaves von der Universität Siegen, der für das 
Thema Digitale Innovationen und ihre Bedeutung für die unternehmerische Wert-
schöpfung und Arbeitswelt von heute und morgen steht. Er leitet das dortige For-
schungskolleg "Zukunft menschlich gestalten" und ist u.a. Mitglied des Nationalen E-
Government-Kompetenzzentrums (negz.org) in Berlin. 

 

 in Südwestfalen elf Leader-Regionen etabliert sind, die im engen Austausch mit den 
Akteuren vor Ort (Städte und Gemeinden, Ehrenamt und Bürgerschaft) an Projekten 
arbeiten - vornehmlich der Dorfentwicklung. Ihre Aktivitäten können sich hervorra-
gend mit den Zielen einer südwestfälischen Strategie verbinden.  

 
In der Entwicklung und Umsetzung von Projekten sollen sich die Aspekte Digitalisierung, 
Nachhaltigkeit und Authentizität verbinden. Nachhaltigkeit umfasst die Bereiche Umwelt, 
Wirtschaft, Politik und Soziales. In diesem Sinne beinhaltet Nachhaltigkeit für Südwestfalen 
die Naturschätze, Klimaschutz- und Energieklugheit ebenso wie die Kultur des Miteinanders 
in familiengeführten Unternehmen, Kommunen, Bürgerschaft und Ehrenamt. 
 
Digitalisierung wird die Zukunft unserer Arbeit, unseres Lebens, unserer Gesellschaft verän-
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dern und kann z.B. beim Thema "Integration" als Brücke dienen. Wie kann sich Südwestfalen 
in einer schneller und virtueller werdenden Welt seine Echtheit, seine Authentizität erhalten? 
Ideen und Projekte einer REGIONALE 2022 bzw. 2025 sollen deshalb diesen Dreiklang in 
sich tragen: digital, nachhaltig, authentisch.  
 
 
c) Handlungsfelder und Projekte 
 
Unmittelbar nach dem Votum für eine erneute REGIONALE-Bewerbung hat die Südwestfa-
len Agentur GmbH mit der strategisch-inhaltlichen Aufbereitung der Bewerbung begonnen.  
Mit Vertreterinnen und Vertretern unterschiedlichster gesellschaftlicher Gruppen bzw. Institu-
tionen wurden zwischenzeitlich Grundlagen erarbeitet. Dabei konnten erste Ideen- und Pro-
jektansätze aus den unterschiedlichen Themenfeldern der Regionalentwicklung identifiziert 
und formuliert werden. In zahlreichen Gesprächen mit Akteuren aus der Region werden 
Handlungsfelder und Projektansätze konkretisiert. Diese Ausarbeitung wird bis Redaktions-
schluss der Bewerbungsschrift Mitte November fortgesetzt. 
Folgende Handlungsfelder wurden identifiziert:  
 

- Raum (Stadt und Dorf, Natur und Landschaft) 
- Gesellschaft (Ehrenamt und Bürgerschaft, Politik und Verwaltung) 
- Wirtschaft und Arbeit (Unternehmen und Beschäftigte) 

 
Erste beispielhafte Projektideen wurden bislang identifiziert und werden nun mit den jeweili-
gen Akteuren weiter konkretisiert. Die nachfolgende Übersicht macht deutlich, dass sich Pro-
jektideen aus unterschiedlichen Feldern klug miteinander verbinden lassen, z.B. in den Be-
reichen "Gesundheitsversorgung" oder "Mobilität".  
 
Themen-
/Projektfeld 

Qualitätssprung durch eine REGIONALE 
 

Stadt- und 
Dorfentwicklung  
 

 Südwestfalen setzt einen Akzent in der Funktionalität und Gestaltung 
des öffentlichen Raumes von Städten und sorgt so generationenüber-
greifend für mehr Lebensqualität (neue Mobilität, Gestaltung, Licht, 
Zugänglichkeit u.a.). 

 In "digitalen Modelldörfern" Südwestfalens wird u.a. gezeigt, wie sich 
innovative Gebäudetechnik, energie- und klimagerechtes Bauen und 
regionaltypische Gestaltung verbinden können. Damit entsteht eine 
neue Lebensqualität für die Menschen in ihrem Ort, z.B. durch Vernet-
zung in der Gemeinschaft, Arbeiten im Dorf, Gesundheitsversorgung 
älterer, alleinstehender Menschen.  

Natur und  
Landschaft  
 

 Digitale wie reale Inwertsetzung der Landschaft, d.h. Zugänglichkeit 
über Informationen im Netz und vor Ort (aufbauend auf Naturpark-
Projekt) 

 Klimafolgen-Anpassung über Weiterentwicklung von Landschaft (auch 
in der Stadt), z.B. Renaturierung, Waldnutzung; Erhaltung Biodiversität 

 Etablierung einer Regionalen Marke für Produkte aus der Region 
(Land- und Forstwirtschaft u.a.), auch als Chance zur Weiterentwick-
lung der Naturparke in Südwestfalen 

Gesellschaft  
und Bildung 
 

 Teilhabe mit/durch digitales Leben ("Digitalisierung stärkt und stört 
nicht unsere Gemeinschaft") - Stichwort: "Ich geh ins Internet" 

 Neue Modelle für die Vernetzung und Strukturunterstützung von Eh-
renamt und Bürgerschaft - auch unter dem Aspekt Integration (inkl. 
Qualifizierung/Bildung für Generationen) 

 Wie kann sich Verwaltung neu/anders aufstellen? 

Wirtschaft und 
Arbeit 
 

 Zusammenarbeit der südwestfälischen Gebäudetechnik-Kompetenz 
(Industrie und Handwerk) im Projekt "Digitale Dörfer" (smart home) 
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 Aufbau intelligenter Mobilitätssysteme im Schwerpunkt E-Mobilität  
(in Verbindung mit einem Südwestfalen-Konzept "Mobilität") 

 Aufbau eines Kompetenzzentrums "Digitale Bildung"  
 Zusammenführung der industriellen Branchen-Netzwerke mit Ge-

schäftsmodellen und -prozessen der Digitalen Wirtschaft 
Gesundheit  
 
 

 Prozess- und Kooperationsoptimierung zwischen Akteuren der Ge-
sundheitswirtschaft (z.B. Krankenhäuser, Pflegedienste, Apotheken) 

 Gesundheitsversorgung unter Nutzung der Digitalisierung zur Über-
brückung von Distanzen (inhaltlich und räumlich) 

Kultur  Abgestimmte SWF-Konzeption im Kulturbereich zur Vernetzung der 
Akteure und zur gemeinsamen Qualitätsentwicklung 
(Transparenz erreichen, Spitze schaffen, Breite stärken) 

 Stärkere Verbindung von Landschafts-, Industrie- und Baukultur 
 
Mobilität  Weiterentwicklung und Zusammenführung von vorhandenen Ansät-

zen/Modellen hin zu einem systemisch-vernetzten Konzept unter Ein-
bindung von Aspekten wie E-Mobilität, Sharing-Konzepte, ÖPNV u.a. 

 
Bei all diesen ersten Überlegungen als Grundlage für die Konkretisierung der REGIONALE-
Bewerbung darf nicht vergessen werden: REGIONALE ist ein Prozess, in dessen Verlauf 
unter Beteiligung der regionalen Akteure Projekte überhaupt erst initiiert, ausgearbeitet und 
weiterentwickelt werden. Dazu sind in der Organisationsstruktur der REGIONALE entspre-
chende Arbeitskreise und Gremien vorgesehen, die die notwendige Beteiligung aller relevan-
ten Gruppen sicherstellt. 
 
 
d) Organisation, Kommunikation und Finanzierung 
 
Die Organisation der REGIONALE kann wieder über die Südwestfalen Agentur GmbH als 
schlanke Organisationsstruktur der fünf Kreise und des Vereins "Wirtschaft für Südwestfalen 
e.V." erfolgen. Sie steuerte bereits erfolgreich die Prozesse der REGIONALE 2013 im Zu-
sammenspiel mit den regionalen Akteuren wie den Partnern auf Landesebene. Sie  
 

 organisierte den gesamten Regionale-Prozess, 
 lieferte Ideen für Projekte, beriet und unterstützte die Projektpartner, 
 initiierte Kooperationen,  
 bewertete Projektanträge,  
 steuerte den Qualifizierungsprozess der Projekte und  
 leistete die gesamte Öffentlichkeitsarbeit für die REGIONALE.  

 
Die Agentur muss nach einer Zuschlagserteilung mit entsprechendem Personal ausgestattet 
werden. Weiterhin ist vorgesehen, Begleitstrukturen wie bei der REGIONALE 2013 einzu-
richten. Dies würde bedeuten: 
 
Die Südwestfalen Agentur GmbH initiiert themenbezogene Arbeitskreise, zu denen die jewei-
ligen Akteure hinzugezogen werden - insbesondere im Schwerpunkt "Digitalisierung". Alle 
Projektvorschläge werden im REGIONALE-Beirat beraten. Der Beirat ist besetzt mit fach-
kompetenten Mitgliedern von regionalen Institutionen wie Agentur für Arbeit, Arbeitgeberver-
bände, Bezirksregierung, DGB, Hochschulen, Kammern, Kirchen, Kreditinstitute, Landesbe-
trieb Wald und Holz, Naturschutzverbände, Kreissportbünde, Wohlfahrtsverbände. Die Städ-
te und Gemeinden werden im Beirat durch fünf Bürgermeister (jeweils pro Kreis ein Bürger-
meister) vertreten. Entsprechend der Zielsetzungen muss auch eine Einbindung der jungen 
Menschen durch Vertreter der Jugendkonferenz "UTOPiA" erfolgen. 
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Die strategische Steuerung des REGIONALE-Prozesses obliegt dem REGIONALE-
Ausschuss. Dieser setzt sich zusammen aus Spitzen der fünf beteiligten Kreise und fünf 
Bürgermeiste/-innen (jeweils pro Kreis ein/eine Bürgermeister/in - nicht identisch mit den 
Bürgermeistern/-innen im Beirat). Hinzu kommen als ständige Gäste im Ausschuss der/die 
Regierungspräsident/-in, Regionalratsvertreter sowie Vertreter der NRW-Förderministerien. 
Auch der Verein "Wirtschaft für Südwestfalen e.V." als Gesellschafter der Südwestfalen 
Agentur GmbH wird eingebunden. Der REGIONALE-Ausschuss nimmt auch die Kategorisie-
rung der Projekte in Bezug auf ihren Qualifizierungsbedarf vor und beschließt die Projekte 
der REGIONALE. 
 
Angestrebt ist außerdem, einen Fachbeirat "Digitalisierung" mit Experten aus Wissenschaft 
und Praxis einzurichten, in dem Fachfrauen und -männer aus unterschiedlichen Bereichen 
die Ideenfindung und -entwicklung im REGIONALE-Prozess begleiten.  
 
Kommunikation 
Ein wesentlicher Erfolg der REGIONALE 2013 lag in der intensiven Kommunikation und dem 
offensiven Dialog, der über die Südwestfalen Agentur GmbH mit den Menschen in der Regi-
on geführt wurde - sei es bei der "Tour über die Dörfer" oder den Südwestfalen-Tagen. In 
dieser Haltung soll sich auch die Kommunikation im Rahmen einer REGIONALE 2022 bzw. 
2025 weiterentwickeln zu einem Mix aus persönlicher Begegnung und dem Austausch unter 
Nutzung neuer, digitaler Instrumente.  
 
Die Finanzierung des Bewerbungsverfahrens erfolgt aus Mitteln der Südwestfalen Agentur 
GmbH, wobei das Land Nordrhein-Westfalen hierzu 20.000 € erstattet. Im Falle des Zu-
schlags sollen die fünf Kreise zu jeweils gleichen Anteilen die notwendigen Personal- und 
Sachkosten der operativen Ebene der REGIONALE bereitstellen. Es werden Landeszu-
schüsse zu den operativen Kosten der Arbeit der Südwestfalen Agentur GmbH als REGIO-
NALE-Geschäftsstelle erwartet. Damit ist aber nur die „administrative“ Seite der REGIONA-
LE abgedeckt. Entsprechende Beschlüsse sind zu gegebener Zeit zu fassen. 
 
Losgelöst davon sind im Rahmen der REGIONALE die in der Region entstehenden Projekte 
zu finanzieren. Ungeachtet erwarteter Landesmittel in erheblichem Umfang wird auch ein 
beträchtlicher Eigenanteil über die jeweiligen Projektträger aufzubringen sein. Dies können 
sowohl Kommunen als auch Private sowie PPP-Kooperationen sein.  
 
In der REGIONALE 2013 wurden Projekte mit einem Gesamtvolumen von rund 300 Mio. 
EUR realisiert, wobei 153 Mio. EUR als Förderung von Land, Bund und EU mit Schwerpunkt 
Städtebau und Wirtschaftsförderung einflossen. 147 Mio. EUR wurden durch Ko-
Finanzierung von Kommunen und Unternehmen sowie durch ergänzende private Engage-
ments aufgebracht.  
 
 
6. Wie geht es weiter mit der Bewerbung? 
 
Die Bewerbung um die Ausrichtung der REGIONALE ist bis zum 09.12.2016 beim Ministeri-
um für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen einzureichen. Vor dem Abgabe-
termin wird die Bewerbung noch durch aussagekräftige Grafiken und Fotos ergänzt sowie in 
einem ansprechenden Layout professionell gestaltet. Angesichts des sehr knappen Zeitrah-
mens zur Formulierung der regionalen Strategie war es leider nicht möglich, das endgültige 
Layout der Bewerbung bis zur Vorlage in den politischen Gremien zu erstellen.  
 
Eine Fachjury bewertet die Bewerbungen, macht sich im Frühjahr bei Vor-Ort-Bereisungen 
einen abschließenden Eindruck und wird der Landesregierung ein Votum unterbreiten. Die 
Entscheidung im Landeskabinett und damit die Verkündung der beiden Sieger-Regionen ist 
für April 2017 vorgesehen. 
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Sollte Südwestfalen den Zuschlag einer REGIONALEN erhalten, sind alle Akteure der Regi-
on Südwestfalen aufgerufen, die neue REGIONALE Südwestfalen und den angestrebten 
Qualitätssprung mit Leben zu erfüllen. Mit innovativen Projekten und modellhaften Lösungen 
zu den regionalen Herausforderungen wird Südwestfalen beweisen, dass es richtig gewesen 
ist, diese Region erneut unter den Mitbewerbern auszuwählen. Südwestfalen wird mit der 
REGIONALE zu einem Modellraum für Nordrhein-Westfalen. Eine Region, in der die Men-
schen ihre Lebensvorstellungen durch die Möglichkeiten der Digitalisierung umsetzen kön-
nen - digital, nachhaltig, authentisch.  

 
 
Beschlussvorschlag: 

 
Es wird beschlossen, der regionalen Strategie im Rahmen der gemeinsamen Bewerbung der 
fünf südwestfälischen Kreise (Hochsauerlandkreis, Märkischer Kreis, Kreis Olpe, Kreis Siegen-
Wittgenstein und Kreis Soest) in Kooperation mit der Wirtschaft um die Ausrichtung der REGI-
ONALE 2022 oder 2025 zuzustimmen.  



8. Dezember 2016:
Fristende zur Beschlussfassung der Mustervorlage

in den Kreistagen

5. Oktober 2016:
Versand Mustervorlage zur Beschlussfassung

an Kreistage und Räte

Vision 2030 für Südwestfalen

Worum geht es? Erarbeitung einer Zukunftsvision für die Region, die 
einen strategischen Rahmen für die Regionale Entwicklung in 

Südwestfalen bietet.

Was bringt es? Basierend auf der ausformulierten und gemeinsam 

verabschiedeten „Vision 2030“ für die Region können alle Akteure 
Südwestfalens in die gleiche Richtung blicken – und ihre individuellen 

Strategien und Projekte darauf abstimmen. 

Bewerbung um REGIONALE

2022 /2025 in Südwestfalen

Worum geht es? Erarbeitung einer südwestfälischen  

Bewerbung um das Förderprogramm REGIONALE 
des Landes. Als Basis dazu dient die Vision 2030.

Was bringt es? Mit einer erneuten 
REGIONALE  soll ein weiterer Qualitäts­

sprung in Südwestfalen geschaffen und  

wichtige Zukunftsprojekte angestoßen 
werden. 

Übersicht Südwestfalen Vision 2030 und Bewerbung REGIONALE 2022/2025

Zeitstrahl zur Vision 2030  Zeitstrahl zur Bewerbung um die 
REGIONALE 2022 / 2025

März 2016 – August 2016:

Entwicklung Entwurf

Oktober 2016:

Offizielle Veröffentlichung Entwurf 

auf Webseite der SWF Agentur mit 

Möglichkeit zur Feedback‐Abgabe

22. November 2016:

Verabschiedung finale Fassung

im Aufsichtsrat der SWF Agentur

Juni 2016: 
Veröffentlichung der Ausschreibung

12. September 2016:
Beschluss zur erneuten Bewerbung durch Aufsichtsrat 

und Gesellschafterversammlung der SWF Agentur

Erarbeitung einer REGIONALE‐Strategie als Grundlage 

für die Bewerbung (basierend auf Vision 2030) 

26. Oktober 2016:
Infoveranstaltung zur Vorstellung der REGIONALE‐

Strategie (bei TRILUX in Arnsberg) der Bewerbung

22. November 2016: 

Beschluss der Bewerbungsschrift im Aufsichtsrat SWF Agentur

9. Dezember 2016: 
Offizielle Abgabe der REGIONALE Bewerbung

28. Februar 2017: 

Fristende zur Beschlussfassung der Mustervorlage in den Räten

Vertiefung, Konkretisierung und Finalisierung der 

Bewerbungsschrift durch thematische 

Vertiefungsrunden in der Region (auf Basis der 

REGIONALE‐Strategie)

25. August 2016:

Südwestfalen Forum 2016 ‐

Erste Vorstellung Entwurf Vision 2030 

März 2017:  Bereisung durch die eine Fach‐Jury

Vorauss. April 2017: VERGABE der REGIONALEN 

2022 und 2025 an die beiden Gewinner‐Regionen 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 
Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 
 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  559 
 

TOP             I/6 
 

 
      
 Hauptausschusses 
 Rates  

 

am 
      
17.11.2016 
29.11.2016 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 
wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 
Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 
Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 07.11.2016 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10.1  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 10 24 80 7/Be      

 

Titel: Änderung der Gesellschaftsverträge der RLG, RLG-VD und WVG 
 
Sachdarstellung: 
 
Begründung: 
 
Entsprechend § 108 Abs. 6 GO NRW dürfen Vertreter der Städte in Gesellschafts-
gremien wesentlichen Änderungen des Gesellschaftsvertrages nur zustimmen, wenn 
zuvor die Räte den Änderungen zugestimmt haben. Diese Bestimmung ist bei 
mittelbaren und unmittelbaren Beteiligungen anzuwenden. 
 
Die Aufsichtsräte der WVG und RLG sind jeweils zu einem Drittel mit Arbeitnehmer-
vertretern besetzt. 
 
Im Jahr 2015 wurde der § 108 a GO NRW (Arbeitnehmermitbestimmung in fakulta-
tiven Aufsichtsräten) neu gefasst. Die Aufsichtsbehörden sind gehalten, darauf 
hinzuwirken, dass die Gesellschaftsverträge der betroffenen Gesellschaften bis Ende 
2016 entsprechend angepasst und entsprechende Neuwahlen der Arbeitnehmerver-
treterinnen/-vertreter gemäß § 108 a GO NRW durchgeführt werden. § 108 a GO 
NRW regelt die Besetzung von Aufsichtsräten mit Arbeitnehmervertretern. 
 
Auf die Details dieser Regelung soll im Weiteren nicht eingegangen werden, dies 
soll im Rahmen der Neubesetzung der Aufsichtsräte mit Arbeitnehmervertretern 
erfolgen. Mit Erlass vom 27.02.2015 hat das Ministerium für Inneres und Kommu-
nales NRW (MIK NRW) die Bezirksregierungen angewiesen, ab Ende 2016 darauf 
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hinzuwirken, dass die Verfahrensschritte gemäß § 108 a zur Besetzung der fakulta-
tiven Aufsichtsräte mit Arbeitnehmervertreterinnen/-vertretern umgesetzt und 
Neuwahlen für die Arbeitnehmervertretung durchgeführt werden. Bis zur Neubeset-
zung bleiben die gewählten Arbeitnehmervertreter im Amt. 
 
Die Räte beschließen bei der Bestellung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
über eine gewählte Liste, die doppelt so viele Vorschläge enthalten muss, wie 
Arbeitnehmervertreter entsandt werden können. Die Vorschlagsliste wird von den 
Arbeitnehmern im Rahmen einer Wahl gem. AvArWahlVO ermittelt. Somit entschei-
den letztlich die kommunalen Gremien über die zu entsendenden Arbeitnehmerin-
nen/Arbeitnehmer. 
 
Unter Berücksichtigung des Umstandes, dass bei der WVG lt. § 7 Abs. 3 des Gesell-
schaftsvertrages zwei Mandate mit WVG-Arbeitnehmern und jeweils ein Mandat mit 
Arbeitnehmern der Verkehrsunternehmen RVM, RLG, VKU und WLE besetzt werden, 
wurde die Anzahl der Arbeitnehmervertreter von 5 auf 6 und deshalb die Anzahl der 
Aufsichtsratsmitglieder von 15 auf 18 erhöht. Die Besetzung des Aufsichtsrates der 
WVG soll aus den Reihen der Aufsichtsräte der Verkehrsgesellschaft erfolgen und 
die Repräsentanz der beteiligten Kreise gewährleisten (§ 7 Abs. 1 und 2 Gesell-
schaftsvertrag WVG). 
 
Der Gesellschaftsvertrag der RLG-VD wurde nach der Gründung nicht mehr überar-
beitet und insbesondere nicht an die Anforderungen der GO NRW angepasst. Da der 
Gesellschaftsvertrag der RLG schon mehrfach durch die Aufsichtsbehörde geprüft 
wurde, wurde der Gesellschaftsvertrag der RLG-VD weitestgehend an den Gesell-
schaftsvertrag der RLG angepasst. Eine entscheidende Änderung ist, dass nunmehr 
die Gesellschafterversammlung der RLG dem Vertreter der RLG Anweisungen über 
sein Stimmverhalten in der Gesellschafterversammlung der RLG-VD erteilen muss. 
Somit haben die Kreise/Städte/Gemeinden über die Gesellschafterversammlung der 
RLG direkten Einfluss auf die Belange der RLG-VD (§ 8 Gesellschaftsvertrag RLG-
VD). Bisher nahm diese Aufgabe der Aufsichtsrat der RLG wahr. 
 
Die Änderungen können den synoptischen Darstellungen der Gesellschaftsverträge 
im Detail entnommen werden. 
 
Diese Gesellschaftsvertragsänderungen wurden den Bezirksregierungen Münster 
und Arnsberg zur Kenntnis gegeben. Änderungsvorschläge der Bezirksregierungen 
wurden entsprechend eingearbeitet. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Es wird beschlossen,  
 
zu 1: 
Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl stimmt den Änderungen des Gesellschaftsvertra-
ges der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH auf der Grundlage des als Anlage 1 
beigefügten Gesellschaftsvertrages, an der die Wallfahrtsstadt Werl unmittelbar 
beteiligt ist, zu. Herr Bürgermeister Grossmann als Vertreter der Wallfahrtsstadt 
Werl in der Gesellschafterversammlung der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH wird 
angewiesen, entsprechenden Beschlüssen zuzustimmen. 
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zu 2: 
Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl stimmt der Neufassung des Gesellschaftsvertrages 
der RLG-Verkehrsdienst GmbH auf der Grundlage des als Anlage 2 beigefügten 
Gesellschaftsvertrages, an der die Wallfahrtsstadt Werl durch die Regionalverkehr 
Ruhr-Lippe GmbH mittelbar beteiligt ist, zu. Herr Bürgermeister Grossmann als 
Vertreter der Wallfahrtsstadt Werl in der Gesellschafterversammlung der Regional-
verkehr Ruhr-Lippe GmbH wird angewiesen, entsprechenden Beschlüssen zuzu-
stimmen. 
 
zu 3: 
Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl stimmt den Änderungen des Gesellschaftsvertra-
ges der Westfälischen Verkehrsgesellschaft mbH auf der Grundlage des als Anlage 3 
beigefügten Gesellschaftsvertrages, an der die Wallfahrtsstadt Werl durch die 
Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH mittelbar beteiligt ist, zu. Herr Bürgermeister 
Grossmann als Vertreter der Wallfahrtsstadt Werl in der Gesellschafterversammlung 
der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH wird angewiesen, entsprechenden Beschlüs-
sen zuzustimmen. 


























